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Artikel 1 

27. Nachtrag

zur Satzung der 

Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt' geändert:

1.1 Die Angabe ,,§ 130h Flash-Glukose-Messsystem (FGM)" wird durch ,,§ 130h
- unbesetzt -,, ersetzt.

1.2 Die Angabe ,,§ 130i Sanierung bei einer Besiedlung mit 
Methicillin-resistentem Staphylococcus aureus (MRSA)" wird neu eingefügt. 

2. § 122 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,,(3) Versicherte können auch Leistungserbringer in einem anderen Mitglieds­
staat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz anstelle der Sach­
ader Dienstleistung im Wege der Kostenerstattung nach Maßgabe der Ziffern 
1 und 2 sowie des Absatzes 4 in Anspruch nehmen, es sei denn, Behandlun­
gen für diesen Personenkreis im anderen Staat sind auf der Grundlage eines 
Pauschbetrages zu erstatten oder unterliegen auf Grund eines vereinbarten 
Erstattungsverzichts nicht der Erstattung. 

1. Im Rahmen der Kostenerstattung dürfen nur solche Leistungserbringer in
Anspruch genommen werden, bei denen die Bedingungen des Zugangs
und der Ausübung des Berufes Gegenstand einer Richtlinie der Europäi­
schen Gemeinschaft sind oder die im jeweiligen nationalen System der
Krankenversicherung des Aufenthaltsstaates zur Versorgung der Versicher­
ten berechtigt sind. Der Anspruch auf Erstattung besteht höchstens in Höhe
der Vergütung, die die landwirtschaftliche Krankenkasse bei Erbringung als
Sachleistung im Inland zu tragen hätte.

2. Für die Ermittlung des Erstattungsbetrages werden die Aufwendungen der
versicherten Person bis zur Höhe der Kosten berücksichtigt, die der land­
wirtschaftlichen Krankenkasse bei Erbringung als Sachleistung oder Dienst­
leistung im Inland entstanden wären. Der so ermittelte Betrag ist zu mindern
um

a) Abschläge für Verwaltungskosten in Höhe von 5 v. H., höchstens jedoch
55 Euro, sowie

b) die vorgesehenen Zuzahlungen.

Ist eine dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse 
entsprechende Behandlung einer Krankheit nur in einem anderen Mitglied­
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-

Bekanntmachung








